Beglaubigte Abschrift

Landgericht Munchen |

Az.: 220 2315/20

In dem Rechtsstreit

- Klager -

Prozessbevollmachtigte:
Rechtsanwalte AHP Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Im Steinigen Graben 28a, 63571 Geln-

hausen, Gz.: 19/0583/Pa
gegen

Sixt Leasing SE, vertreten durch d. Vorstand, Zugspitzstrale 1, 82049 Pullach
- Beklagte -

Prozessbevollmachtigte:

wegen Forderung

erlasst das Landgericht Minchen | - 22. Zivilkammer - durch die Vorsitzende Richterin am Land-
gericht Weitnauer als Einzelrichterin aufgrund der mundlichen Verhandlung vom 17.07.2020 fol-

gendes

Endurteil

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagepartei 16.023,66 € nebst Zinsen in
Hohe von 5 Prozentpunkten uber dem jeweiligen Basiszinssatz seit

08.04.2020 zu zahlen, nach Riickgabe des Kraftfahrzeugs mit der Fahrzeug-

identifikationsnumme_

2. Es wird festgestellt, dass die Klagepartei infolge und ab ihrer Widerrufser-

klarung vom 06.12.2019 aus dem mit der Beklagten abgeschlossenen Lea-
singvertrag mit de- keine Leasingraten mehr schuldet.
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3. Die Beklagte wird verurteilt, die Klagepartei von den vorgerichtlichen
Rechtsanwaltskosten des Herrn Rechtsanwalt Andreas H. Paul, Im Steini-
gen Graben 28a, 63571 Gelnhausen, in Hohe von 1.242,84 € nebst Zinsen
hieraus in Hohe von 5 Prozentpunkten liber dem jeweiligen Basiszinssatz

seit 08.082020 freizustellen.
4. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

5. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Hohe von 110 % des jeweils zu

vollstreckenden Betrags vorlaufig vollstreckbar.

Beschluss

Der Streitwert wird auf 23.330,90 € festgesetzt.

Tatbestand

Die Klagepartei verlangt von der Beklagten Ruckabwicklung eines Verbraucher-Leasingvertrages

nach Widerruf.

Die Klagepartei schloss am 23.04.2017 mit der Beklagten einen Verbraucher-Kilometerleasing-

vertrag Uber das Fahrzeug Marke Abarth 5951.4 T-Jet 16V 595 Competizione mit der Fahrgestell-

Die Vertragslaufzeit betragt 60 Monate, die vereinbarte Laufleistung 20.000 km pro Jahr. Die Par-
teien vereinbarten einen Sollzins in HOhe von 4,57 % p.a. Die monatliche Leasingrate betragt
552,54 € brutto. Die Leasingsonderzahlung zu Beginn der Laufzeit betragt 0,00 €. Der Gesamtbe-
trag betragt 23.330,90 €.

Auf Seite 12 des Vertrages befindet sich eine eingerahmt und grau unterlegte ,Widerrufsinforma-

tion“. Bezuglich der Einzelheiten wird auf die Anlage K 1 Seite 12 Bezug genommen.
Die Klagepartei hat bislang einen Betrag in Hohe von 16.023,66 € an die Beklagte bezahlt.

Mit E-Mail vom 06.12.2019 hat die Klagepartei ihre auf den Abschluss des Leasingvertrages ge-

richtete Willenserklarung widerrufen (K 2).
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Die Klagepartei tragt zunachst in der Klage vor, die Parteien hatten den Leasingvertrag in den Ge-
schaftsraumen des Vermittlers, der Firma Sixt Leasing, geschlossen. In der Replik tragt die Kla-
gepartei demgegenuber vor, dieser Sachvortrag sei aufgrund eines redaktionellen Fehlers unrich-
tig. Tatsachlich sei der streitgegenstandliche Leasingvertrag auf dem Fernabsatzwege unter aus-
schlieBlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln (Online-Vertragsabschluss) abge-
schlossen worden. Die Klagepartei habe sich vor, wahrend oder nach Vertragsabschluss zu kei-

nem Zeitpunkt in einer Filiale der Beklagten oder eines Vertragsvermittlers befunden.

Die Klagepartei ist der Ansicht, ihr stehe ein gesetzliches Widerrufsrecht zu, denn bei dem streit-
gegenstandlichen Leasingvertrag handele es sich um eine sogenannte ,sonstige Finanzierungs-
hilfe“ gemafly § 506 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BGB. Sie sei nicht ordnungsgemaf’ Gber ihr Widerrufs-
recht informiert worden. Die Angaben zu den Widerrufsfolgen in der Widerrufsinformation seien
irrefihrend und fehlerhaft, und zwar sowohl betreffend die Rickgabeverpflichtung als auch betref-

fend die Wertersatzpflicht und die Verpflichtung zur Zahlung des Sollzinses.
Die Klagepartei beantragt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagepartei 16.023,66 € nebst Zinsen in Hohe
von 5 Prozentpunkten liber dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshangigkeit zu

zahlen, nach Riickgabe des Kraftfahrzeugs mit der Fahrzeugidentifikationsnummer

2. Es wird festgestellt, dass die Klagepartei infolge und ab ihrer Widerrufserkla-
rung vom 06.12.2019 aus dem mit der Beklagten abgeschlossenen Leasingvertrag

mit der Nr. 53183058 keine Leasingraten mehr schuldet.

2. Die Beklagte wird verurteilt, die Klagepartei von den vorgerichtlichen Rechtsan-
waltskosten des Herrn Rechtsanwalt Andreas H. Paul, Im Steinigen Graben 28a,
63571 Gelnhausen, in Hohe von 1.242,84 € nebst Zinsen hieraus in Hohe von 5 Pro-
zentpunkten uber dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshangigkeit freizustel-

len.
Die Beklagte beantragt:
Klageabweisung.

Die Beklagte erhebt, flr den Fall, dass das Gericht den vom Klager erklarten Widerruf als wirk-

sam erachten sollte,
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Hilfsweise Widerklage

Es wird festgestellt, dass der Klager verpflichtet ist, der Beklagten Wertersatz fiir
den Wertverlust des Pkw zu leisten, der auf einen Umgang mit dem Fahrzeug zu-
riickzufuhren ist, der zur Priifung der Beschaffenheit, der Eigenschaften und der

Funktionsweise nicht notwendig war.

Die Beklagte halt die Klage betreffend den Klageantrag Ziffer 2.), in dem die Klagepartei die Fest-
stellung begehre, die Beklagte befinde sich mit der Ricknahme des Leasingfahrzeugs in Annah-

meverzug, bereits fur unzulassig.

Die Beklagte ist der Ansicht, der Klagepartei habe stehe kein gesetzliches Widerrufsrecht zu, ins-
besondere nicht aus §§ 355 Abs. 1, 495 Abs. 1, 506 Abs. 1, Abs. 2 BGB. Es liege keine ,sonstige
entgeltliche Finanzierungshilfe® vor. Vielmehr handele es sich bei dem Kilometerleasingvertrag
um einen herkdbmmlichen Gebrauchsuberlassungsvertrag der fiir den Leasingnehmer gerade kei-
ne darlehensahnliche Finanzierungsfunktion erfille. Denn bei einem Kilometerleasingvertrag
schulde der Leasingnehmer dem Leasinggeber fiir die Nutzungsuberlassung des Leasingfahr-
zeugs neben der Zahlung der Leasingraten nur die Rickgabe des Fahrzeugs in einem ordentlich
vertragsgemalen Zustand sowie ggf. die Vergltung gefahrener Mehrkilometer. Die Beklagte habe
der Klagepartei eine Information tUber ihr Widerrufsrecht erteilt, ohne gesetzlich hierzu verpflichtet
zu sein und nur rein vorsorglich fir den Fall, dass dem Klager — wie nicht — objektiv ein gesetzli-
ches Widerrufsrecht zustehe. Die Beklagte habe dabei nicht die Absicht gehabt, dem Klager un-

abhangig vom Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen ein Widerrufsrecht einzuraumen.

Die Beklagte meint weiter, die Klagepartei konne sich auch nicht auf ein fernabsatzrechtliches
Widerrufsrecht berufen, unabhangig davon, ob bei den Vertragsverhandlungen und beim Ver-
tragsschluss Fernkommunikationsmittel zum Einsatz gekommen seien. Zum einen sei namlich
ein fernabsatzrechtliches Widerrufsrecht gemal § 356 Abs. 3 Satz 2 BGB erloschen. Zum ande-
ren sei ein Widerrufsrecht hier ohnehin gemaR § 312 g Abs. 2 Nr. 9 BGB und § 312 g Abs. 2 Nr. 1
Alt. 1 BGB ausgeschlossen. Schliel3lich erhebt die Beklagte gegentiber dem klagerseits behaup-
teten fernabsatzrechtlichen Widerrufsrecht den Einwand unzulassiger Rechtsaustibung gemaf §
242 BGB

Die Beklagte ist der Ansicht, die erteilte Widerrufsinformation sei jedenfalls korrekt.

Hilfsweise erklart die Beklagte fiir den Fall, dass das Gericht den von der Klagepartei erklarten

Widerruf als wirksam erachten sollte, die Aufrechnung mit Riickgewahransprichen der Beklagten
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gegen die Klagepartei in Hohe der Klageforderung Ziffer 1) fir Wertersatz fur den Wertverlust des

Leasingfahrzeugs.

Im Ubrigen wird hinsichtlich des Parteivortrags auf die eingereichten Schriftsatze nebst Anlagen

sowie auf das Terminprotokoll Bezug genommen.

Entscheidungsgrinde

l. Die zulassige Klage ist unbegrundet.
1. Der Klageantrag Ziffer 2.) ist zulassig.

Anders als die Beklagte ausfiihrt, begehrt die Klagepartei im vorliegenden Verfahren mit dem Kla-
geantrag Ziffer 2.) nicht Feststellung, dass sich die Beklagte mit der Rlicknahme des Leasing-
fahrzeugs in Annahmeverzug befinde, sondern dass die Klagepartei infolge des Widerrufs und ab

ihrer Widerrufserklarung keine Leasingraten mehr schuldet.

Dieser Klageantrag ist zulassig, insbesondere besteht das erforderliche Feststellungsinteresse.
Da die Beklagte die Wirksamkeit des Widerrufs in Abrede stellt, berihmt sie sich vertraglicher Er-
fillungsanspriche. Die Klagepartei muss sich insoweit nicht auf den Vorrang der Leistungsklage
verweisen lassen. Denn diese bezieht sich auf die Rlickgewahr der bis zum Widerruf erbrachten
Leistungen, wohingegen sich die begehrte Feststellung, dass die Beklagte ab Zugang der Wider-
rufserklarung keine Anspruche mehr auf die Leasingrate hat, nicht mit der Leistungsklage abbil-
den Iasst (vgl. BGH - Urteil vom 16.05.2017, XI ZR 586/15).

2. Die Klage erweist sich auch als vollumfanglich begriindet.

Das Gericht nimmt insoweit Bezug auf das Endurteil des Oberlandesgerichts Minchen vom
18.06.2020, Az. 32 U 7119/19, und macht sich dessen Ausfuhrungen in den Entscheidungsgrun-

den Ziffer Il. zu eigen.

Danach handelt es sich bei dem streitgegenstandlichen Kilometerleasingvertrag nicht um eine
,sonstige Finanzierungshilfe“ iSd § 506 Abs. 2 BGB, sodass der Klagepartei insoweit weder ein

gesetzliches noch ein vertragliches Widerrufsrecht zusteht (vgl. OLG Minchen aaO, Ziff.).2 a) bis

c))
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Der Klagepartei steht jedoch ein unbefristetes Widerrufsrecht nach den Regeln des Fernabsatz-
vertrages zu, §§ 312 ¢, 312 g Abs. 1, 355 BGB (vgl. OLG Minchen aaO, Ziff. 4). Das Vorliegen ei-

nes Fernabsatzgeschafts von der Beklagtenseite vorliegend nicht bestritten worden.

Das Widerrufsrecht ist nicht verfristet. § 356 Abs. 3 Satz 2 BGB kommt nicht zur Anwendung, da
es sich um einen Vertrag uUber Finanzdienstleistungen handelt, § 356 Abs. 3 Satz 3 BGB (vgl.
OLG Miinchen aaO, Ziff. 4 b)).

Das Widerrufsrecht ist nicht nach § 312 d Abs. 2 Nr. 1 BGB ausgeschlossen. Bei dem streitge-
genstandlichen Leasingvertrag mit Kilometerabrechnung handelt es sich namlich nicht Gber einen
Vertrag Uber die Lieferung einer nicht vorgefertigten Waren, flr deren Herstellung eine individuelle
Auswahl oder Bestimmung durch den Verbraucher mafgeblich ist oder die eindeutig auf die per-
sonlichen Bedurfnisse des Verbrauchers zugeschnitten ist. Das streitgegenstandliche Fahrzeug
verflgt namlich Uber eine gangige Sonderausstattung mit vorgefertigten Serienbauteile (vgl. OLG

Minchen aaO, Ziff. 4 c)).

Das Widerrufsrecht ist nicht nach § 312 Abs. 2 Nr. 9 BGB ausgeschlossen. Bei dem vorliegen-
den Leasinggeschaft handelt es sich nicht um einen Vertrag zur Erbringung von Dienstleistungen
in dem Bereich der Kraftfahrzeugvermietung zu einem spezifischen Termin oder Zeitraum. Da-
von umfasst sind namlich nur die kurzfristige Automiete, nicht aber das Kfz-Leasing (vgl. OLG
Minchen aaO, Ziff. 4 d)).

Die vorliegende Widerrufsinformation enthalt auf Seite 12 unter Widerrufsfolgen widersprichliche
Angaben betreffend die Frist der Rickgabe des Leasingsobjektes. Zum einen heil}t es dort: ,So-
weit das Leasingobjekt bereits Ubergeben wurde, hat ihn der Vertragsnehmer spatestens inner-
halb von 30 Tagen zuriickzugeben und fiir den Zeitraum zwischen der Ubergabe und der Riick-
gabe des Leasingsobjektes anteilig die vereinbarte Gesamtrate zu entrichten.“ Zum anderen heil3t
es weiter unten: ,Der Vertragsnehmer hat das Leasingobjekt unverziglich und in jedem Fall spa-
testens binnen 14 Tagen ab dem Tag, ab dem er den Vertragsgeber tUber den Widerruf des Ver-
trages unterrichtet, an uns oder den ausliefernden Handler zuriick zusenden oder zu tbergeben.
Die Frist ist gewahrt, wenn der Vertragsnehmer das Leasingobjekt vor Ablauf der Frist von 14 Ta-
gen abgesendet.” Diese beiden Belehrungen Uber die Frist, innerhalb derer das Leasingobjekt zu-
rickzugeben ist, unterscheiden sich erheblich. Die Beklagte hat damit nicht klar und deutlich Uber
die Rechtsfolgen des Widerrufs informiert (vgl. OLG Minchen aaO, Ziff. 4 e)).

Die Berufung auf das fernabsatzrechtliche Widerrufsrecht stellt keine unzulassige Rechtsaus-

ubung dar. Tatsachliche Anhaltspunkte hierfiir sind weder vorgetragen noch sonst aus den Um-
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stianden ersichtlich.

Die Klagepartei schuldet keinen Wertersatz und keine Nutzungsentschadigung. Die in §§ 357 a
Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 4 BGB enthaltenen Verweisungen auf § 357 Abs. 5 bis 8 BGB kom-
men nicht zur Geltung, da dies eine entgeltliche Finanzierungshilfe iSd § 506 BGB voraussetzt,

die hier indes nicht vorliegt (vgl. OLG Munchen aaO, Ziff. 5).

Damit wandelt sich das streitgegenstandliche Vertragsverhaltnis in ein Abwicklungsverhaltnis um.
Die empfangenen Leistungen sind zurtckzugewahren (3 55 Abs. 3,357 a Abs. 1 BGB). Da sich

die Beklagte auf das tatsachliche Angebot der Klagepartei des Fahrzeugs (K 2) nicht eingelassen

hat, befindet sie sich in Annahmeverzug. Der Zinsanspruch des der Klagepartei beruht auf §§ 280
Abs. 2, 286 Abs. 1 Satz 2, 288 Abs. 1, 291 BGB. Der Ersatz der vorgerichtlichen Rechtsanwalts-
kosten ist nach den Grundsatzen des Schuldnerverzugs gerechtfertigt (§§ 280 Abs. 2, 286 Abs.1

Satz 1 BGB).

Der Klage war damit vollumfanglich stattzugeben.
Il. Kosten: § 91 ZPO.

Il Vorlaufige Vollstreckbarkeit: § 709, S.1, 2 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden,
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro Ubersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Landgericht Miinchen |
Prielmayerstralte 7
80335 Munchen

einzulegen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert spater als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklarung zu Protokoll der Geschéaftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschaftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklart werden; die Frist
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe konnen auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail gentigt
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den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Ubermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt GUbermittelt werden:
- auf einem sicheren Ubermittlungsweg oder
- an das fir den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-
tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Ubermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die
Verordnung Uber die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und (iber das be-
sondere elektronische Behdrdenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

gez.

Weitnauer
Vorsitzende Richterin am Landgericht

Verkundet am 07.08.2020

gez.
Witzke, JAng
Urkundsbeamtin der Geschéftsstelle

Far die Richtigkeit der Abschrift
Munchen, 11.08.2020

AN

o2, e
| JLIW \ | Witzke, JAng

N
AN

E‘i' Q Urkundsbeamtin der Geschéftsstelle

Dokument unterschrieben
von: Witzke, Marianne,
Landgericht Miinchen I
am: 11.08.2020 12:56



		Witzke, Marianne, Landgericht München I
	2020-08-11T12:56:43+0200
	Witzke, Marianne, Landgericht München I




